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Debatte zur Rentenreform 
Geyer: „Unsinn wird durch ständige Wiederholung nicht zu sinnvoller Politik“ 
 
Der dbb-Chef weist den Klingbeil-Vorstoß zur Rente zurück. Ideologie und Populismus ersetzen 
keine Sachpolitik. 
 
Gegenüber der Rheinischen Post hat der dbb-
Bundesvorsitzende den Vorstoß von Bundesfi-
nanzminister Lars Klingbeil zur Einbeziehung 
der Beamten in die gesetzliche Rentenversi-
cherung am 29. September erneut entschieden 
zurückgewiesen. Volker Geyer: „Unsinn wird 
durch ständige Wiederholungen nicht zu sinn-
voller Politik und populistische SPD-Parteiideo-
logie nicht zu faktenbasierter Problemlösung. 
Die Alterssicherungskommission der Bundes-
regierung selbst hat das widerlegt. Jeder kann 
es nachlesen: Beamtinnen und Beamte in die 
Rentenversicherung einzubeziehen, löst deren 
Probleme nicht, schafft aber viele neue. Sie 
wäre unfinanzierbar, rechtswidrig und demoti-
vierend für den öffentlichen Dienst.“ 

Der dbb-Chef appelliert seit Monaten an die 
Politiker, sich in ihren Reformbemühungen mit 
der Realität auseinanderzusetzen statt mit po-
pulistischen Klischees. Keines der strukturellen 
Probleme der Rentenversicherung – die demo-
grafische Entwicklung, die Finanzierung sozial-
politischer Maßnahmen aus der Rentenkasse 
oder die Mehrbelastung durch überkomplexe 
Verwaltungsverfahren – würde durch die Ein-
beziehung der Beamtinnen und Beamten ge-
löst. Um diese Probleme sollte sich die Bun-
desregierung endlich kümmern, statt den eige-
nen Vorurteilen hinterherzulaufen. 
 

 
 
Seniorenpolitische Fachtagung 
Geyer: „Wir brauchen Lösungen statt populistischer Phrasen!“ 
 
Rente, Krankenversicherung, Pflege: Der dbb-Chef erwartet Reformen, allerdings läuft die poli-
tische Debatte oft in die falsche Richtung. 
 
„Die sogenannte Zwei-Klassen-Medizin ist ein 
gutes Beispiel für eine Behauptung, die spaltet, 
aber keine Probleme löst“, sagte Volker Geyer, 
Bundesvorsitzender des dbb, am 30. Septem-
ber 2026 in Berlin. „Angeblich würde es in ei-
ner vermeintlich solidarischen Bürgerversiche-
rung keine Unterschiede in der Versorgung 
mehr geben. Aber letztlich ist es doch so: Eine 
Basisversorgung würde von einer Zwei-Klas-
sen-Medizin zu einer Mehr-Klassen-Medizin 
führen. Wer es sich leisten kann, wird je nach 
Kontostand Zusatzversicherungen abschließen 
und sich somit Zusatzschutz erkaufen.“ 
 
Die logische Schlussfolgerung, dass die Ver-
sorgungsqualität im Sinne der Bevölkerung 
nicht vom Geldbeutel abhängen sollte, würden 
die Befürworter der Bürgerversicherung nicht 
ziehen, kritisierte der dbb-Chef. „Stattdessen 
erleben wir immer wieder, dass Neiddebatten 
gegen das Berufsbeamtentum geschürt und 
populistische Falschbehauptungen aufgestellt 
werden, die einem Faktencheck nicht standhal-
ten. Wir brauchen nachhaltige Lösungen statt 
populistischer Phrasen!“ 
 

Der dbb wirbt nicht zuletzt in seiner aktuellen 
Kampagne „Deutschlands Stärke“ für eine fak-
tenbasierte Debatte. Geyer: „Wir zeigen die 
Menschen, die dieses Land am Laufen halten. 
Die Menschen, die für Sicherheit, Bildung, 
funktionierende Infrastruktur und verlässliche 
öffentliche Leistungen sorgen“ – diese Bot-
schaft richte sich an alle Generationen; an die 
Kolleginnen und Kollegen im aktiven Dienst so-
wie an die Seniorinnen und Senioren. „Sie ha-
ben den öffentlichen Dienst über Jahrzehnte 
mit Erfahrung, Pflichtbewusstsein und großem 
Einsatz geprägt. Ihr Wissen und ihre Lebens-
leistung verdienen Anerkennung, und ihre Per-
spektive muss in den heutigen Debatten gehört 
werden.“ 
 
Unter dem Titel „Bezahlbar und gut versorgt – 
neue Wege für die Gesundheit im Alter“ disku-
tierten Mitglieder der dbb bundesseniorenver-
tretung anlässlich der Seniorenpolitischen 
Fachtagung am 30. September 2026 in Berlin 
über notwendige Reformen im Gesundheitswe-
sen. 
 
Es gehe es nicht allein darum, steigende Kos-
ten zu begrenzen, betonte dbb-Senioren-Chef 
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Horst Günther Klitzing in seiner Eröffnungs-
rede. Entscheidend sei vielmehr eine Neuaus-
richtung: „Gesundheit im Alter muss nachhal-
tig, wirksam und menschenwürdig gestaltet 
werden.“ 
 
Dazu gehören aus Sicht der dbb bundessenio-
renvertretung insbesondere mehr Prävention, 

eine bedarfsgerechte Medikation und Behand-
lung älterer Menschen sowie bessere Möglich-
keiten zur gesellschaftlichen Teilhabe. Denn 
Einsamkeit und fehlende soziale Kontakte kön-
nen sich auch auf die körperliche und psychi-
sche Gesundheit auswirken. 

 
 
Neuer Gesetzentwurf 
Wichtiger Schritt gegen Gewalt an Beschäftigten 
 
Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf vorgestellt, der Attacken gegen Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst stärker ahnden soll. dbb-Vize Heini Schmitt ordnet ein: 
 
Heini Schmitt, stv. dbb Bundesvorsitzender 
und Fachvorstand Beamtenpolitik im dbb, be-
grüßte am 30. September 2026 die Gesetzes-
initiative: „Damit unternimmt die Regierung ei-
nen wichtigen Schritt im Kampf gegen Gewalt - 
auch gegen Gewalt an Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst.“ Positiv ist aus Sicht des dbb 
insbesondere die Erweiterung der Berufsgrup-
pen, bei denen im Fall eines Angriffs eine här-
tere Strafe aussteht.  
 
Denn: „Übergriffe beschränken sich längst 
nicht mehr auf Vollstreckungs- und Rettungs-
kräfte. Kein Bereich des öffentlichen Dienstes 
ist frei von solchen Szenarien“, gab Schmitt zu 
bedenken. Auch die Anhebung der Mindest-
strafen ist für den dbb eine sichtbare Verbes-
serung.  

Aus der Sicht von Schmitt muss aber mehr 
passieren, um die Gewalt gegen Beschäftigte 
einzudämmen. „Das Strafmaß ist nur ein 
Schalthebel von vielen. Wichtig ist auch, dass 
die Verfahren zeitnah betrieben werden und 
die bestehenden Strafrahmen auch angewen-
det werden. Dazu braucht es auch die entspre-
chende Personalausstattung der Justizbehör-
den.“ Genauso müsse mehr für die Gewaltprä-
vention und die Versorgung der Betroffenen 
getan werden. Dem dbb ist die Bekämpfung 
von Gewalt gegen Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes ein besonders wichtiges Anlie-
gen. 
 

 
 
Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) 
Geyer: „Gute Pflege gibt es nur mit Nachhaltigkeit und Vernunft“ 
 
Das Kabinett hat das PNOG beschlossen. Eine ursprüngliche Fassung sah vor, Rentenbeiträge 
für pflegende Angehörige zu kürzen. 
 
„Ohne pflegende Angehörige wäre die Situa-
tion noch untragbarer als sie ohnehin schon 
ist“, sagte Volker Geyer, Bundesvorsitzender 
des dbb, am 30. September 2026. „Deshalb 
wäre es ein skandalöses Signal gewesen, 
wenn das Bundeskabinett die Kürzung der 
Rentenbeiträge für pflegende Angehörige be-
schlossen hätte. Dies ist zum Glück vom Tisch 
und das ist eine gute Nachricht. Gut ist eben-
falls die Tatsache, dass es endlich eine Eini-
gung gibt. Die Menschen wollen wissen, wo es 
langgeht, und wünschen sich Verlässlichkeit.“ 
 

Der dbb begrüßt, dass die Bundesregierung 
zunächst keinen – vermeintlich – sozialen Aus-
gleich zwischen PKV und Sozialer Pflegeversi-
cherung (SPV) herbeiführt. Geyer: „Gute 
Pflege gibt es nur mit Nachhaltigkeit und Ver-
nunft. Es wäre niemanden geholfen, wenn man 
jetzt im Hauruckverfahren Verfassungsbruch 
begangen und das Gegenteil beschlossen 
hätte. Ich gehe davon aus, dass die kurzfristig 
eingesetzte Kommission nach sorgfältiger Ab-
wägung auch zu diesem Schluss kommen 
wird.“  
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Aus gewerkschaftlicher Sicht ist klar, dass sich 
das Nebeneinander der gesetzlichen und pri-
vaten Systeme bewährt hat. „Die Fakten spre-
chen eine klare Sprache“, unterstrich Geyer. 

„Für den dbb wäre mit einem Griff ins Porte-
monnaie der Privatversicherten eine rote Linie 
überschritten.“ 

 
 
eGovernment Monitor 2026 
Trendwende bleibt aus: Vertrauensverlust in den Staat setzt sich fort 
 
Das Vertrauen der Menschen in den Staat ist laut dem eGovernment Monitor auf einem neuen 
Tiefstand gesunken. Gleichzeitig steigt die Erwartungshaltung an eine moderne Verwaltung. 
 
Der dbb Bundesvorsitzende Volker Geyer er-
klärte dazu am 29. September 2026: „Die Er-
gebnisse sind ein Warnsignal und decken sich 
mit denen aus unserer aktuellen dbb Bürgerbe-
fragung. Eine Trendwende beim Vertrauens-
verlust in die staatliche Handlungsfähigkeit ist 
nicht in Sicht. Ganz im Gegenteil: Das Ver-
trauen nimmt weiter ab und befindet sich auf 
einem neuen Tiefstand. Mittlerweile vertrauen 
nur noch 32 Prozent dem Staat. Wenn die Poli-
tik dieses Vertrauen zurückgewinnen will, 
muss sie die Leistungsfähigkeit des öffentli-
chen Dienstes stärken und den Beschäftigten 
die dafür notwendigen Mittel an die Hand ge-
ben. Eine moderne und digitale Verwaltung ist 
dabei kein nice-to-have, sondern eine Grund-
voraussetzung.“ 
 
Zugleich machen die Ergebnisse deutlich, dass 
die im Rahmen der Staatsmodernisierung an-
gestoßenen Modernisierungsmaßnahmen 
noch nicht die erhoffte Wirkung entfaltet ha-
ben. Nur 12 Prozent nehmen beispielsweise 
eine deutliche Verbesserung des digitalen An-
gebots wahr. „Die Maßnahmen von Bund und 
Ländern zur Staatsmodernisierung schlagen 
sich noch nicht in den Ergebnissen nieder. Es 
gilt jetzt, die angekündigten Verbesserungen 
konsequent umzusetzen, damit sie bei den 
Menschen ankommen. Dass nur 15 Prozent 
angegeben haben, dass ihre Erwartungen an 
eine moderne, digitale Verwaltung aktuell er-
füllt werden, zeigt, dass unverändert dringen-
der Handlungsbedarf besteht“, so der dbb-
Bundesvorsitzende. 
 
Die Studie zeigt zudem, dass die Erwartungs-
haltung der Bürgerinnen und Bürger unverän-

dert hoch ist: 64 Prozent erwarten digitale Ver-
waltungsleistungen auf dem Niveau privater 
Anbieter. Zwei Drittel finden, dass der Staat sie 
besser über seine digitalen Angebote informie-
ren muss. 62 Prozent fordern einen stärkeren 
Einsatz von KI. Geyer: „Die Erwartungshaltung 
der Bürgerinnen und Bürger ist eindeutig und 
verständlich: Sie wollen einen Staat, der KI 
nutzt, Verfahren vereinfacht und seine Leistun-
gen digital sowie nutzerfreundlich anbietet. Di-
gitale Angebote allein reichen aber nicht. Sie 
müssen auch offensiv beworben werden, sonst 
nutzt sie am Ende keiner.“ 
 
Zudem müssen vor dem flächendeckenden 
Einsatz von KI robuste Sicherheitsstandards 
für die Sammlung und Nutzung sensibler Bür-
gerdaten durchgesetzt werden. Geyer: „Die 
Vielzahl der Warnungen von KI-Anbietern 
selbst vor Datenmissbrauch durch KI in der 
letzten Zeit muss für den öffentlichen Dienst 
bedeuten, dass KI nur eingesetzt werden kann, 
um Verfahren zu vereinfachen und nutzer-
freundlicher zu machen. Die qualitative Güter-
abwägung und Letztentscheidung in wichtigen 
Fragen müssen beim Menschen verbleiben.“ 
 
Hintergrund: Der eGovernment MONITOR er-
scheint jährlich seit 2010 und beleuchtet, ob 
und inwieweit die digitale Transformation bei 
den Menschen in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz ankommt. Es handelt sich hierbei 
um eine repräsentative Studie der Initiative 
D21 e. V. und der Technischen Universität 
München, durchgeführt von Kantar. Der dbb ist 
Studienpartner vom eGovernment Monitor. 
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Autobahn GmbH 
Hemsing: „Die Finanzierung muss zu 100 Prozent zuverlässig sein!“ 
 
Der dbb-Vize sieht die Finanzierung der Autobahn GmbH in Gefahr. Grund ist ein Referentenent-
wurf des Bundes. 
 
„Hier soll ein Weg beschritten werden, den wir 
als dbb nicht mitgehen werden“, sagte Andreas 
Hemsing, Zweiter Bundesvorsitzender des 
dbb, am 29. September 2026 in Berlin. „Ohne 
solide Finanzierung gibt es keine solide Infra-
struktur, die im Interesse unserer Mitglieder, 
der Bürgerinnen und Bürger und der Wirtschaft 
liegt. Es muss klar sein, dass der Bund etwa-
ige Verbindlichkeiten der Autobahn GmbH ver-
lässlich und vollumfänglich übernimmt, sofern 
die nach dem Referentenentwurf vorgesehene 
Finanzierung nicht mehr ausreicht. Ansonsten 
besteht die Gefahr einer Insolvenz.“ 
 
Mit der geplanten Gesetzesänderung soll die 
Autobahn GmbH Kreditfähigkeit erlangen. „Da-
gegen ist aus unserer Sicht zunächst einmal 
nichts einzuwenden“, erklärte Hemsing. „Auch 

nicht dagegen, dass der Bund Einnahmen aus 
der Maut nunmehr zweckgebunden nutzen 
möchte.“ Allerdings, so die Position des dbb, 
müsste in einem weiteren Schritt sichergestellt 
werden, dass der Bund finanziell jederzeit hin-
ter seiner Autobahn GmbH steht.  
 
„Dieser Schritt ist unverzichtbar, auch um zu 
verhindern, dass Bauprojekte ins Stocken ge-
raten“, resümierte Hemsing. „Wir erwarten, 
dass die Politik hierzu mit uns in einen entspre-
chenden Dialog eintritt. Eine langwierige Dis-
kussion, die erkennen ließe, dass der Bund 
sich aus der Verantwortung stehlen will, würde 
viel Vertrauen bei den Beschäftigten kosten. 
Die jedoch sind das wichtigste Kapital einer er-
folgreichen Autobahn GmbH.“ 

 
 
Aktionsplan gegen Leistungsmissbrauch 
Der Rechtsstaat muss dem Betrug immer einen Schritt voraus sein 
 
Das Bundeskabinett hat einen 10-Punkte-Aktionsplan zur Bekämpfung von Sozialleistungsmiss-
brauch und Ausbeutung beschlossen. Der dbb begrüßt das Vorgehen. 
 
„Die Bundesregierung zeigt, dass sie bei dem 
Thema endlich anpacken will. Der organisierte 
Missbrauch von EU-Zuwanderung für 
Schwarzarbeit ist ein großes Problem, das den 
Staat jedes Jahr Unsummen kostet. Außerdem 
untergräbt es das Vertrauen in unser Sozial-
system und die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst“, betonte der dbb Bundesvorsitzende 
Volker Geyer am 28. September 2026. 
 
Zu dem Aktionsplan gehören auch erweiterte 
Eingriffsmöglichkeiten der Kommunen gegen 
sogenannte Schrottimmobilien, die oft zur Aus-
beutung von Sozialleistungsbeziehenden ge-
nutzt werden. Ein weiterer Schwerpunkt ist die 
Bekämpfung von Scheinbeschäftigung und 
Schwarzarbeit. Damit wird eine jahrelange For-
derung des dbb, der Deutschen Steuergewerk-
schaft (DSTG) und der Deutschen Zoll- und Fi-
nanzgewerkschaft (BDZ) erfüllt. 
 
„Der Aktionsplan soll die Möglichkeiten der 
Kommunen und der Justizbehörden auf das er-
forderliche Niveau anheben. Dieses Vorhaben 
muss die Politik jetzt lückenlos umsetzen. 

Dazu gehört auch, die entsprechenden Dienst-
stellen technisch und personell auszustatten. 
Der Rechtsstaat muss dem Betrug immer ei-
nen Schritt voraus sein, nicht umgekehrt“, 
machte Geyer klar.  
 
Unter anderem sehen die Maßnahmen einen 
verbesserten Datenaustausch zwischen den 
Behörden sowie den Einsatz von KI-Systemen 
zur Betrugserkennung vor. Dadurch können 
etwa auch per Haftbefehl gesuchte Personen 
vom Bezug von Grundsicherungsleistungen 
ausgeschlossen werden.  
 
„Es geht darum, dass der Staat seine Einnah-
men genauso konsequent schützt wie seine 
Ausgaben“, betonte Florian Köbler, stellvertre-
tender dbb Bundesvorsitzender und Vorsitzen-
der der DSTG. „Wer den Sozialstaat schützen 
will, muss organisierten Leistungsmissbrauch 
konsequent bekämpfen. Deshalb ist es richtig, 
gegen kriminelle Strukturen und ihre Hinter-
männer vorzugehen.“ 
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Nach DSTG-Schätzung verliert Deutschland 
durch Steuerbetrug jährlich rund 100 Mrd. 
Euro. 2023 betrug allein die Umsatzsteuerlü-
cke rund 31,3 Mrd. Euro. 
 
Köbler weiter: „Wer ehrlich Steuern zahlt, muss 
darauf vertrauen können, dass auch organi-
sierte Steuerbetrüger konsequent verfolgt wer-
den. Gegen organisierte Umsatzsteuerkarus-
selle brauchen wir gemeinsame Ermittlungen, 
einen rechtssicheren Datenaustausch und ge-
nügend qualifiziertes Personal.“ 
 
Darüber hinaus hat das Bundeskabinett den 
Gesetzentwurf des Bundesfinanzministeriums 
zur Weiterentwicklung von Kassenaufzeich-
nungen, zur Bekämpfung von Steuerhinterzie-
hung und zur weiteren Digitalisierung handels- 

und steuerrechtlicher Aufzeichnungen be-
schlossen. Vorgesehen ist darin die elektroni-
sche Bereitstellung von Belegen; Papierquit-
tungen sollen auf Wunsch weiterhin erhältlich 
sein. 
 
„Wer seine Umsätze korrekt versteuert, darf 
gegenüber Steuerbetrügern nicht im Nachteil 
sein“, machte der DSTG-Chef klar. Die ge-
plante Kassenpflicht sei deshalb ein wichtiger 
Schritt. „Weniger Papier ist sinnvoll, entschei-
dend ist aber, dass Umsätze vollständig er-
fasst und wirksam kontrolliert werden. Dafür 
brauchen die Finanzämter die nötige Technik 
und genügend Personal. Bürokratie abbauen 
und Steuerehrlichkeit sichern gehören zusam-
men.“ 
 

 
 
 
Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 
 
Mecklenburg-Vorpommern 
Koalitionsverhandlungen: Knecht hat klare Erwartungen 
 
Die Stärkung des öffentlichen Dienstes muss eine der zentralen Aufgabe der kommenden Wahl-
periode werden, fordert der dbb m-v. 
 
Der dbb mecklenburg-vorpommern hat seine 
Erwartungen an die anstehenden Koalitions-
verhandlungen nach der Landtagswahl formu-
liert. In einem Schreiben an die voraussichtlich 
künftigen Regierungsparteien macht der dbb 
m-v deutlich, dass ein handlungsfähiger Staat 
nur mit einem starken öffentlichen Dienst mög-
lich ist.  
 
Angesichts des Fachkräftemangels, steigender 
Arbeitsbelastungen und wachsender Heraus-
forderungen bei der öffentlichen Daseinsvor-
sorge fordert der dbb m-v verbindliche Verein-
barungen im Koalitionsvertrag. Im Mittelpunkt 
stehen dabei eine verfassungsgemäße und 
konkurrenzfähige Besoldung, ein klares Be-
kenntnis zum Berufsbeamtentum, eine langfris-
tige Personalstrategie sowie moderne und at-
traktive Arbeitsbedingungen.  
 
Zu den zentralen Forderungen gehören: die 
Fortsetzung des Besoldungsdialogs, die Her-
stellung einer verfassungsgemäßen Alimenta-
tion, die zeit- und wirkungsgleiche Übertragung 
von Tarifabschlüssen auf Beamtinnen und Be-
amte, eine Anhebung des Verbeamtungs-

höchstalters zur Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit des Landes, die Erarbeitung ei-
nes ressortübergreifenden Personalentwick-
lungskonzepts bis 2035, eine verlässliche Fi-
nanzierung von Kommunen und öffentlicher 
Verwaltung, wirksamer Schutz der Beschäftig-
ten vor Gewalt, Bedrohungen und Hass sowie  
eine Digitalisierung, die Beschäftigte entlastet 
und die öffentliche Leistungserbringung ver-
bessert. 
 
Dabei spricht sich der dbb m-v ausdrücklich für 
einen verantwortungsvollen Einsatz künstlicher 
Intelligenz (KI) in der öffentlichen Verwaltung 
aus. KI könne Verwaltungsverfahren beschleu-
nigen, Bürgerinnen und Bürgern bessere 
Dienstleistungen bieten und Beschäftigte von 
Routinetätigkeiten entlasten. Gleichzeitig 
müsse ihr Einsatz transparent, rechtssicher 
und unter Beteiligung der Beschäftigten erfol-
gen. Der dbb m-v und seine Fachgewerkschaf-
ten sind bereit, den Einführungsprozess aktiv 
zu begleiten und bestehende Vorbehalte ge-
genüber neuen Technologien durch Informa-
tion, Qualifizierung und Dialog abzubauen. 
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Der dbb m-v fordert darüber hinaus eine um-
fassende Beteiligung der Gewerkschaften und 
Personalvertretungen an allen wesentlichen 
dienst-, besoldungs-, versorgungs- und tarifpo-
litischen Vorhaben. Beteiligung müsse frühzei-
tig erfolgen und dürfe nicht erst beginnen, 
wenn politische Entscheidungen bereits getrof-
fen seien. 
 
„Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
die Handlungsfähigkeit des Staates hängt we-
sentlich von einem leistungsfähigen öffentli-
chen Dienst ab. Dafür braucht Mecklenburg-
Vorpommern ausreichend Personal, attraktive 

Beschäftigungsbedingungen und eine mo-
derne Verwaltung“, erklärte der Vorsitzende 
des dbb m-v, Dietmar Knecht, am 25. Septem-
ber 2026. 
 
Der dbb m-v bietet allen künftigen Koalitions-
partnern an, die Erfahrungen und die Fach-
kompetenz seiner Mitgliedsgewerkschaften 
konstruktiv in die Koalitionsverhandlungen und 
die anschließende Umsetzung einzubringen. 
Ziel sei eine verlässliche Vereinbarung für ei-
nen starken Staat und eine leistungsfähige öf-
fentliche Daseinsvorsorge in Mecklenburg-Vor-
pommern. 

 
 
Thüringen 
Petition „Bearbeitung von Beihilfeanträgen Thüringer Beamter, Pensionären 
und Leistungsempfängern“ - Mitzeichnung jetzt! 
 
Die Petition „Bearbeitung von Beihilfeanträgen Thüringer Beamter, Pensionären und Leistungs-
empfängern“ steht ab sofort bis zum 2. November 2026 auf der Petitionsplattform des Thüringer 
Landtags bereit. Der tbb ruft zur Mitzeichnung auf. 
 
Die Bearbeitungszeiten der Thüringer Beihilfe-
stelle gleichen seit Langem einer Sinuskurve. 
Auf kurze Phasen der Entlastung folgen erneut 
erhebliche Verzögerungen. Der tbb unterstützt 
daher die laufende Petition mit dem Ziel, end-
lich eine verlässliche und nachhaltige Lösung 
zu erreichen. 

„Bitte unterstützen Sie die Petition und setzen 
Sie damit ein Zeichen für eine leistungsfähige 
und verlässliche Beihilfebearbeitung“, heißt es 
vom tbb zur Petition. 
 

 
 
dbb Bildungsgewerkschaften 
OECD-Bericht „Bildung auf einen Blick 2026“ erschienen 
 
Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) und der Deutsche Philologenverband (DPhV) ordnen 
die Ergebnisse ein. 
 
„Die OECD-Zahlen bestätigen, was wir seit 
Jahren erleben: Wir investieren viel, aber nicht 
gezielt genug dort, wo es für Chancengerech-
tigkeit entscheidend ist. Jeder siebte junge Er-
wachsene konnte keinen mittleren Bildungsab-
schluss erwerben. Das ist ein Alarmsignal für 
unser Bildungssystem. Die Ergebnisse liefern 
eine sehr solide Grundlage, um zu sagen: Wir 
wissen seit Jahren, wo die Probleme liegen. 
Jetzt braucht es nicht nur neue Programme, 
sondern vor allem mehr Personal, insbeson-
dere dort, wo der Bedarf am höchsten ist, klei-
nere Klassen sowie Zeit und Ressourcen für 
eine gezielte Förderung, damit Herkunft weni-
ger über Bildungschancen entscheidet“, sagt 
Tomi Neckov, VBE-Bundesvorsitzender. 
 

Der Bericht zeigt: Deutschland gibt im internati-
onalen Vergleich überdurchschnittlich viel für 
Bildung aus, bleibt aber bei zentralen Chan-
cengerechtigkeits-Indikatoren hinter vielen 
Partnerländern zurück. Knapp 14 Prozent der 
25- bis 34-Jährigen verfügen über keinen Ab-
schluss der Sekundarstufe II. Im OECD-Durch-
schnitt ist dieser Anteil in den vergangenen 
zehn Jahren um fünf Prozentpunkte auf 12 
Prozent gesunken, in Deutschland ist er hinge-
gen leicht gestiegen. Auch bei den Übergän-
gen in Ausbildung und Beschäftigung wird die 
soziale Spaltung sichtbar: 11 Prozent der 18- 
bis 24-Jährigen waren 2025 weder beschäftigt 
noch in Bildung oder Ausbildung (NEET-
Quote). Dieser Wert liegt zwar unter dem 
OECD-Durchschnitt von 13 Prozent, ist in 

https://petitionen.thueringer-landtag.de/petition/bearbeitung-von-beihilfeantraegen-thueringer-beamter-pensionaeren-und-leistungsempfaengern
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Deutschland seit 2015 aber um zwei Prozent-
punkte gestiegen.  
 
„Wer Chancengerechtigkeit will, muss genau 
diese Gruppen gezielt in den Blick nehmen – 
mit zusätzlichem Personal, Zeit und spezifi-
schen Unterstützungsangeboten“, fordert 
Neckov. „Der Staat investiert später hohe 
Summen in Nachhilfe, Fördermaßnahmen und 
soziale Folgen. Es ist volkswirtschaftlich wie 
pädagogisch sinnvoller, früh zu investieren – 
mit ausreichend Personal und qualitativ hoch-
wertigen Angeboten in Kita und Schule.“ 
 
Auch für den DPhV sind die Ergebnisse ein 
Anlass zur Sorge: 55 Prozent der 15-jährigen 
Schülerinnen und Schüler besuchen Schulen, 
deren Leitung angibt, dass die Abwesenheit 
von Lehrkräften das Lernen beeinträchtigt. Das 
ist der zweithöchste Wert im OECD-Raum und 
mehr als doppelt so hoch wie der Durchschnitt 
von 27 Prozent. Zudem gelten 16,2 Prozent 
der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen im Se-
kundarbereich als nicht voll qualifiziert – fast 
doppelt so viele wie im OECD-Durchschnitt 
(8,4 Prozent). Eine Entspannung ist nicht in 
Sicht: Während im OECD-Durchschnitt die 
Zahl der Kinder zwischen 5 und 14 Jahren bis 
2033 voraussichtlich um 9 Prozent sinken wird, 

wird sie in Deutschland um 3 Prozent steigen, 
bei den 10- bis 14-Jährigen sogar um 8 Pro-
zent. Gleichzeitig ist fast jede vierte Lehrkraft 
im Sekundarbereich 55 Jahre oder älter. 
 
Der DPhV fordert daher eine jetzt spürbare 
Entlastung der im Dienst stehenden Lehrkräfte, 
damit sie bis zum regulären Ruhestandsalter 
durchhalten, er warnt zugleich vor weiteren 
Kürzungen in der Lehrkräfteausbildung und 
fordert ein vollwertiges 24-monatiges Referen-
dariat. 
 
Die DPhV-Bundesvorsitzende Susanne Lin-
Klitzing: „Die Zahlen zeigen schwarz auf weiß: 
Der Lehrkräftemangel ist in Deutschlands 
Schulen ein dramatisches und alltäglich prä-
sentes Problem, und er wird sich nicht von 
selbst erledigen. Anders als in vielen anderen 
Vergleichsstaaten wird die Zahl der Kinder im 
Schulalter bei uns weiter steigen, weshalb die 
Bildungsministerinnen und -minister alles Er-
denkliche dafür tun müssen, die jetzt tätigen 
Lehrkräfte nachhaltig gesund im Dienst zu hal-
ten und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass die 
nachfolgende Generation voll ausgebildet wird 
– und nicht weniger Zeit und folglich weniger 
Qualität in der Ausbildung erfahren wird.“ 
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